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Ergebnisse des 28. Landräte-Seminars am 07./08.11. in Ebendorf
1. Landespolitik in der neuen Legislaturperiode
Die Einführung der Geschäftsstelle ist als Anlage 1 beigefügt.

Die Landräte nehmen die Bilanz der Landespolitik in den ersten sechs Monaten der neuen Legislaturperiode sowie die diesbezüglichen Aktivitäten des Landkreistages zur Kenntnis. Sie erörtern einige Gesetzgebungsvorhaben mit den Auswirkungen auf die Kommunen. 
Insbesondere erörtern sie im Vorfeld des Gesprächs mit Staatsminister Robra die Unmöglichkeit der Kommunen, mit den abzusehenden Kürzungen der allgemeinen Zuweisungen für das nächste Haushaltsjahr einen ausgeglichenen Kreishaushalt zu erarbeiten. Eine Umfrage unter den 13 anwesenden Landräten ergibt, dass derzeit eine Deckungslücke von insgesamt rd. 100 Mio. € vorhanden ist. Selbst bei größten Anstrengungen werden Ausgabeverpflichtungen im nächsten Jahr zu einem Defizit von etwa 70 Mio. € im Kreisbereich zu erwarten sein. Die jeweilige Unterdeckung in den Kreishaushalten werde durch Streichung sämtlicher freiwilligen Aufgaben nicht ausgleichbar sein.
2. Gespräch mit StMin. Robra

StMin. Robra führt in einem Einführungsvortrag die Probleme des Landes aus, den Landeshaushalt umzusteuern. Die Entscheidungen zur Haushaltsaufstellung und zum Haushaltssanierungsgesetz bedürften der Ergänzung im Laufe des nächsten Jahres durch Standardabsenkungen, durch Deregulierung und durch eine konsequente Verwaltungsmodernisierung. Außerdem werde eine spürbare Umschichtung von bisherigen Zweckzuweisungen in den allgemeinen Finanzausgleich angestrebt. Insoweit werde die Finanzstrukturkommission mit Vertretern der KSpV erhebliche Bedeutung haben. 
Er bittet, für Standardabsenkungen und Deregulierungen sowie für Umschichtungen Vorschläge zu unterbreiten. 
In der Diskussion wird von den Teilnehmern vorgetragen:
· Dem Land hätte die Haushaltslage der Landkreise bekannt sein müssen (Fehlbetrag 2002 22 Mio. €), so dass das Land offensichtlich hinnehme, dass die Änderung des FAG zu weiteren Fehlbeträgen in Höhe von etwa 70 Mio. € führen wird. Das führe zum Erliegen der kommunalen Selbstverwaltung. 
· Mit dem Haushaltssanierungsgesetz 2003 zwinge die Landesregierung die Landräte zum Rechtsbruch, weil die gesetzliche Verpflichtung zum Haushaltsausgleich nicht erfüllt werden kann. 

· Das Öffnen der Haushaltsführungsvorschriften für die Kommunen mit der aufsichtsrechtlichen Hinnahme derartiger Defizite (wie in Niedersachsen) begegnet deutlicher Kritik; die neue Regierung habe offensichtlich nicht genügend Druck auf die Ressorts ausgeübt, den Landeshaushalt außerhalb der Kommunalzuweisungen zum Ausgleich zu bringen. 
· Der Verweis auf weitere Personalkosteneinsparungen bei den Kommunen wurde unter Verweis auf die günstige Personalbestandsrelation in den Landkreisen Sachsen-Anhalts sowie auf die Abhängigkeit von den pflichtigen Aufgaben zurückgewiesen. 

· Das Land habe trotz der verfassungsrechtlichen Bindung die Ausgabeverpflichtungen der Kommunen aufgrund von Landesvorgaben bei der Kürzung der Zuweisungen nicht berücksichtigt. 
· Das Grundsicherungsgesetz löse bei den Landkreisen erhebliche Mehrbelastungen aus, teilweise auch infolge einer Lastenverschiebung vom überörtlichen Träger der Sozialhilfe auf die Landkreise. Derzeit sei nicht zu erkennen, dass sich die Landesregierung zu ihrer finanziellen Verantwortung für die Folgen dieses neuen Leistungsgesetzes bekennen wolle. 
· Die Verfahrensweise bisher insbesondere zur Haushaltsaufstellung habe die Bemühungen der Landkreise und des Verbandes, mit der neuen Landesregierung zu einem besseren Vertrauensverhältnis zu kommen, deutlich belastet. 
StMin. Robra ließ nicht erkennen, ob die Landesregierung im weiteren Gesetzgebungsverfahren weitere Bemühungen der Kommunen gegenüber dem Landtag mit dem Ziel, einen auskömmlichen Finanzausgleich für 2003 zu erhalten, unterstützen werde. Er erkennt allerdings an, dass ein unverschuldeter und unvermeidlicher Rechtsbruch bei der Haushaltsaufstellung seitens der Landesregierung sorgsam geprüft werden müsse.
Hinsichtlich der Grundsicherung weist StMin. Robra auf Bemühungen einzelner Länder gegenüber dem Bund hin, die Kosten dieses neuen Leistungsgesetzes vollständig zu tragen.
3. Landes- und Kommunalfinanzen 

Die Landräte stimmen ausdrücklich der Stellungnahme der KSpV zur beabsichtigten Änderung des FAG zu. Sie halten an der Forderung fest, nur eine einheitliche Verbundquote von 26,25 % könne das Mindestmaß an kommunaler Selbständigkeit wiedergewinnen lassen. 
Sie kommen überein, dass sie die Möglichkeiten einer Verfassungsbeschwerde gegen das Haushaltsbegleitgesetz 2002 (Frist Ende 2002) und das Haushalts- Sanierungsgesetz 2003 prüfen; dabei gegen sie davon aus, dass die beabsichtigten Standardabsenkungen bei weitem nicht zu Ausgaberückführungen in dem vorgesehenen Kürzungsumfang im FAG führen können. 
Sie weisen darauf hin, dass eine Kreisgebietsreform keine ausreichenden Einsparungen ergeben werde; Kommunen, die strukturell unterfinanziert sind, werden auch bei Zusammenschlüssen nicht anders dastehen können. 
Zum FAG soll die Forderung weiterverfolgt werden, den Anstieg der für Investitionen gebundenen Zuweisungen aufgrund der Änderung im Haushaltsbegleitgesetz für 2002 rückgängig zu machen. 
Die Erweiterung der Einnahmen durch Anhebung der Kreisumlage wird angesichts der Finanzenge der Landkreise in allen Landkreisen thematisiert werden müssen, auch wenn damit einzelne Gemeinden stark belastet werden. 
4. Haushalts- und Personalstandsvergleich 

Ref. Theel erläutert die verteilten Haushaltsdatenvergleiche. Die Landräte bedanken sich für die differenzierte Erarbeitung, die wieder ein wichtiges Controlling-Instrument darstellt. Dabei weist er auf verschiedene Problemfelder hin, die in der vorangestellten Zusammenfassung der Ergebnisse dargestellt sind. 
Für das Haushaltsjahr 2003 kündigt er einen landesweiten Vergleichsring „kreisliche Bauordnungsämter“ an, der mit einer Einführungsveranstaltung am 05.12.2002 beginnen wird. 
Die Landräte kommen überein, im Rahmen des nächsten Landräte-Seminars, das für den 27./28. Februar 2003 im LK Burgenlandkreis vorgesehen ist, den Bereich Soziales näher auszuwerten; dazu wird die Geschäftsstelle rechtzeitig zuvor gezielte Fragen übermitteln, so dass die Kreisverwaltungen Vorbereitungen treffen können. Das Seminar wird dann zwei Stunden früher beginnen. 
Die Geschäftsstelle bittet die Landräte abzuwägen, ob im Bereich Soziales einzelne Mitarbeiter für das laufende Controlling ausgebildet werden sollen. Bei entsprechendem Interesse werde versucht, einen Fortbildungslehrgang in Sachsen-Anhalt zu organisieren. 
5. Entwicklung des ÖPNV-Gesetzes
Angesichts der Verfassungsbeschwerde von vier Landkreisen teilt GF Gertler mit, dass das Land dem Verfassungsgericht bis zum 15. 12. 2002 berichten muss, welche Zahlungen im Einzelnen geleistet werden und wie insoweit die angemessene Finanzierung der mit dem Gesetz übertragenen Aufgabe erfolgt. Kommt es nicht zu schlüssigen Angaben, wird das Gericht prüfen, ob ein Sachverständiger berufen wird. 

Für eine vergleichsweise Erledigung des Streits hat das Ministerium seit Juni 2002 mit der Geschäftsstelle Gespräche geführt. Die Landräte sind sich einig, dass dafür Bedingungen sein sollen die Herausnahme sämtlicher Verpflichtungen aus dem Gesetz, eine angemessene Mitfinanzierung für die Zukunft und eine Erstattungsregelung für die bisherigen Kosten. 
Aus den Regionalisierungsmitteln des Bundes dürfen keine Leistungen finanziert werden, deren Rechtsgrundlage in anderen Gesetzen zu finden ist, etwa nach § 45a PBefG.
 Die konsequente Rückführung des Schienennahverkehrs auf angenommene Strecken und die Umschichtung der dabei frei werdenden Mittel auf den Straßennahverkehr müsse ebenfalls bindend geregelt werden. 
Die Landräte lehnen es ab, dass die DB AG als Mitbewerber mit eigenen Kapazitäten im Straßennahverkehr die nicht mehr schienengebundenen Linien übernimmt. 
6. Entwicklung im Kinderbetreuungsrecht


Die Landräte tragen grundsätzlich die Bemühungen der Landesregierung mit, durch Einschnitte in das Kinderbetreuungsgesetz die Haushalte von Land, Landkreisen, Städten und Gemeinden zu entlasten. 

Die Novelle muss zugleich auch eine Verwaltungsvereinfachung und eine Zusammenführung von Handlungs-, Ergebnis- und Finanzierungsverantwortung bewirken. Wegen des engen Zusammenhangs mit der örtlichen Gemeinschaft wird Kindertagesbetreuung in Sachsen-Anhalt traditionell als gemeindliche Angelegenheit der Daseinsvorsorge verstanden. Richtig ist deshalb der Schritt, die Aufgabe der Kindertagesbetreuung der gemeindlichen Ebene zuzuordnen. 

Es besteht zwischen den Landräten einvernehmen, die Aufsicht über die Kindertageseinrichtungen der Landkreisebene zuzuordnen. Die auch zukünftig vorgesehene Sicherstellungsverpflichtung der Landkreise für eine ausreichende und wirtschaftliche Struktur an Kindertageseinrichtungen bedarf deshalb einer Überprüfung, weil sie einer Übertragung der Aufsicht entgegensteht.

Im Gesetz geregelte Mindeststandards sind zu streichen. Hinsichtlich der Tagesmütterbetreuung dürfen keine neuen fachlichen Standards geschaffen werden. Es ist zu erwarten, dass Städte, Gemeinden und die freien Träger von Einrichtungen verantwortungsbewusst mit dem KiBeG umgehen. 

Die Landkreise bekennen sich grundsätzlich zu ihrer Mitfinanzierungspflicht hinsichtlich der Kindertagesbetreuung. Das Finanzierungssystem für die Kindertageseinrichtungen ist aber handwerklich zu überarbeiten. Der Finanzierungsweg über die Landkreise ist unzweckmäßig. Vorzugswürdig ist eine entsprechende Entlastung der kreisangehörigen Städte und Gemeinden über die Kreisumlage.

7. Grundsicherungsgesetz
Die Landräte haben kein Verständnis, dass das Land im Unterschied zu den anderen Ländern, in denen die Zuständigkeit des überörtlichen Sozialhilfeträgers beim Land liegt, die infolge des GSiG eintretenden Entlastungen nicht an die Kommunen weitergeben will. 

Gegenüber dem Landtag und der Landesregierung sollen die KSpV nochmals die Problematik öffentlich darstellen.

8. Erstattung von Verdienstausfällen pp. im Rahmen der Hochwasserhilfe
Die Geschäftsstelle wird unter Bezugnahme auf das Rundschreiben Nr. 402/2002 die Angelegenheit mit den Landesbehörden erörtern, damit von dort eine einheitliche Handhabung geregelt wird. 
9. Vorstandswahlen in der Krankenhausgesellschaft
Der Präsident weist darauf hin, dass das Präsidium bezüglich der Kandidatenauswahl für den Vorstand der Krankenhausgesellschaft einen Landrat vorgeschlagen hatte, weil demnächst der Vorsitz in der KHG an die kommunale Seite fällt. Diese Erwägung war den Landräten rechtzeitig mitgeteilt worden. Er bedauert, dass die kommunalen Vertreter in der Mitgliederversammlung offensichtlich diese Erwägungen nicht berücksichtigt haben. 
10. Tierkörperbeseitigungsverband – Gerichtsverfahren
Der Vorsitzende des TierkBesVerb. LR Ostermann teilt mit, der Verband habe das Verwaltungsstreitverfahren in erster Instanz verloren. Nach mündlicher Verhandlung am 30.10.02 hat das Gericht mitgeteilt, der Zahlungsklage der Fa. Saria werde stattgegeben. Das schriftliche Urteil werde frühestens in der 46. Kalenderwoche erwartet. Nach Prüfung der Begründung könne abschließend über das Berufungsverfahren entschieden werden. 
Die Landräte kommen überein, einem Berufungsverfahren in der Verbandsversammlung zuzustimmen. 

11. Feuerwehrunfallkasse und Unfallkasse

LR Hövelmann bittet die Landräte erneut zu einer (öffentlichen) Positionierung zur Zusammenführung der Feuerwehrunfallkasse mit der Unfallkasse Sachsen-Anhalt. Auf Hinweis von LR Ostermann, dass die FUK derzeit intensiv die finanziellen Auswirkungen einer Fusion, aber auch die Überlebensfähigkeit der FUK ohne Fusion prüfe , kommen die LRe überein, an ihrer Auffassung festzuhalten, dass aus ihrer Sicht die Zusammenführung zweckmäßig ist. Da aber das Land diesbezüglich bisher nicht auf die KSpV zugekommen ist, und Vertreter des Landkreistages in beiden Kassen mitwirken, soll eine öffentliche Stellungnahme aus dem Landräteseminar heraus nicht erfolgen. 
12. Dienst- und Haftpflichtversicherung für Landräte

Ref. Theel erläutert, dass es – wie in anderen Bundesländern – auch in Sachsen-Anhalt Deckungslücken bei der Dienst- und Haftpflichtversicherung für Landräte geben könne. Die Geschäftsstelle biete an, dieses Thema aufzuarbeiten und bei Bedarf für die Deckungslücke einen Rahmenvertrag mit einem Anbieter abzuschließen. Die Landräte stimmen zu. 
(Gertler)


